
Bebauungsplan„Erweiterung In der Heg I“, 
Gemarkung Straßebersbach 

 

Bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

(§ 9 BauGB) 

 

1. Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und § 9 (3) BauGB  

 

Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe sowie Verkaufsstellen von 

Gewerbe- bzw. Industriebetrieben, die sich ganz oder teilweise an 

Endverbraucher wenden, nicht zugelassen. Ausnahmsweise zulässig sind nur 

solche Einzelhandelsbetriebe, die in unmittelbarem räumlichen und betrieblichen 

Zusammenhang mit produzierenden Gewerbe- bzw. Industriebetrieben stehen 

und nicht mehr als insgesamt 200 m² Verkaufs- und Ausstellungsfläche haben. 

 

2. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten (§ 9 (1) 

Nr. 4 BauGB) 

 

2.1. Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

 

2.2. Stellplätze und deren Zufahrten sowie Nebenanlagen sind auch außerhalb der 

überbaubaren Flächen zulässig (§ 12 und § 14 BauNVO). Sie sind ohne 

Abstandsfläche jeweils unmittelbar an oder an aneinanderstoßenden 

Nachbargrenzen ohne Längen- und Anzahlbegrenzung gemäß § 6 Abs. 11 HBO 

zulässig 

 

3. Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB 

 

3.1. Fußwege und PKW-Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise 

herzustellen. Die Versiegelung der Fugen und des Unterbaues sind nicht 

zulässig.  

 

3.2. Auf den Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft mit der Zweckbestimmung „Waldrand“ sind folgende 

Maßnahmen vorzunehmen:  

Die Fichten sind zu entfernen. Anschließend sind die Freiflächen zu bepflanzen. 

Die Pflanzung muss stufig in folgender Reihenfolge und in Abstimmung mit der 

Unteren Forstbehörde vorgenommen werden: Äußere Krautzone (Saum), 

Strauchschicht (Mantel), Traufzone und Baumzone. Es darf nur herkunfts- und 

standortgerechtes Pflanzmaterial verwendet werden. 

Für die Strauchschicht sind zu verwenden: 

Schlehen (Prunus spinosa), Weißdorn (Crataegus spec.), Hasel (Corylus 

avellana), Wildrosen (Rosa spec.) u.a. blütenreiche und fruchtende Arten.  

 

3.3. Die Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft mit der Zweckbestimmung „Waldrand“ und die für diese Fläche 



festgesetzten Maßnahmen sind den Gewerbegebieten als 

Sammelersatzmaßnahme gemäß § 9 Abs. 1a BauGB zugeordnet. 

 

4. Grünordnerische Festsetzungen (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB) 

 

Auf mindestens 10 % der Grundstücksfläche sind Pflanzflächen anzulegen. 

Diese Pflanzflächen sind mit standortgerechten Laubgehölzen zu bepflanzen. 

Pflanzungen, die aufgrund anderer Festsetzungen vorgenommen werden, sind 

anzurechnen.  

Erst bei Pflanzungen über diese Vorgaben hinaus können auch standortfremde 

Gehölze, z. B. Nadelgehölze, gepflanzt werden, jedoch nur bis zu max. 5 % der 

übrigen Gehölze. 

Standortgerechte heimische Gehölze sind z. B.: 

 

Bäume: 

Rotbuche ** Fagus sylvatica 

Traubeneiche Quercus petraea 

Hainbuche * Carpinus betulus 

Eberesche Sorbus aucuparia 

Stieleiche *, ** Quercus robur 

Sandbirke Betula pendula 

Espe/Zitterpappel Populus tremula 

 

Sträucher: 

Hasel * Corylus avellana 

Salweide Salix caprea 

Hundsrose * Rosa canina 

Faulbaum Frangula alnus 

 

(* für heckenartige Einfriedigungen geeignet, ** Bäume 1. Ordnung) 

 

5. Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

 

5.1. Der Geltungsbereich liegt in der Trinkwasserschutzzone III des Tiefbrunnen 

Kamp, Ewersbach. Die Schutzgebietsverordnung ist zu beachten. 

 

5.2. Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine 

Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 

werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche 

Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 

WHG). 

Das Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der 

es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche 

Belange nicht entgegenstehen (§ 37 Abs. 4 HWG). 



 

5.3. Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, 

Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, zum Beispiel Scherben, Steingeräte 

und Skelettreste entdeckt werden. Diese sind nach § 21 Hessisches 

Denkmalschutzgesetz (HDSchG) unverzüglich dem Landesamt für 

Denkmalpflege Hessen, Archäologische Denkmalpflege, oder der Unteren 

Denkmalschutzbehörde zu melden.  

Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in 

geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung gemäß § 21 Abs. 3 HDSchG zu 

schützen. 

 

5.4. Zur Vermeidung einer Gefahr vor umfallenden Bäumen ist der Waldeigentümer 

für die Pflege des neuen Waldrandes zuständig. 

 

5.5. Gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG darf die Baufeldvorbereitung sowie 

Rückschnitte oder Rodungen von Gehölzen nur im Zeitraum zwischen dem 01. 

Oktober und dem 28. Februar eines jeden Jahres vorgenommen werden. Wenn 

diese Maßnahmen außerhalb dieses Zeitraumes durchgeführt werden sollen, 

muss durch einen sachkundigen Ornithologen geprüft werden, ob in den 

Gehölzen, die gefällt werden sollen, Vögel brüten. 

Wenn dies nicht der Fall ist, können die Gehölze auch außerhalb des o.g. 

Zeitraumes nach Zustimmung durch die Untere Naturschutzbehörde gefällt 

werden. 
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